
1

DIHK Impuls

M
är

z 
 2

02
3

Europäische Antworten auf den US-Inflation Reduction Act (IRA) der USA

Eine Einschätzung der IHK-Organisation

Problemstellung 

Bestandteile des IRA benachteiligen deutsche Unterneh-
men und schwächen gerade inmitten der Energiekrise 
den Industriestandort Deutschland. Diese Diskriminie-
rung sollte in EU-Verhandlungen klar adressiert werden 
– auch um einen Subventionswettlauf zu verhindern.

Gleichzeitig ist der IRA ein Weckruf für eine neue Wett-
bewerbsagenda der EU. Anstelle von Abschottung sollte 
Europa seine wirtschaftliche Attraktivität durch Verbes-
serung der allgemeinen Standortbedingungen, wie z. B. 
durch Bürokratieabbau und enge internationale Partner-
schaften, stärken.

Warum ist der IRA für die deutsche 
Wirtschaft relevant?

Am 16.08.2022 trat der IRA in Kraft. Dieser sieht unter 
anderem 369 Milliarden USD in Form von Zuschüssen 
Steuergutschriften und Darlehen für Investitionen in den 
Klimaschutz vor. Damit soll unter anderem der Ausbau 
Erneuerbarer Energieerzeugung gefördert, die Energieeffi-
zienz in Privathaushalten verbessert und Emissionen von 
Gas- und Kohlekraftwerken sowie landwirtschaftlichen Be-
trieben, Häfen und Gemeinden reduziert werden. Für die 
deutsche Wirtschaft ist es von großer Bedeutung, dass die 
USA ihr Ambitionsniveau im Bereich Klimaschutz steigern 
und sich neue Möglichkeiten der Zusammenarbeit, auch 
im Vorgehen gegen carbon leakage, ergeben. In diesem 
Zusammenhang ergeben sich für manche deutsche Unter-
nehmen durch den IRA verstärkte Geschäftschancen, etwa 
für erneuerbaren Energien und Wasserstoffinfrastruktur 
insbesondere für bereits in den USA aktive Betriebe, aber 
auch in punkto Zulieferungen aus Deutschland im Beriech 
des Maschinenbaus. Die Auslandshandelskammern unter-
stützen diese Bemühungen.

Gleichzeitig sind bereits jetzt bestimmte Investitionsent-
scheidungen deutscher Unternehmen auch auf den IRA 
zurückzuführen, die zulasten des Wirtschaftsstandorts 
Deutschland und Europas gehen, da die US-Zuschussge-
währung an hohe US-Wertschöpfungsanteile gebunden 
ist. Mit Blick auf bestehende Zuliefererstrukturen und 
Forschungsstandorte ergeben sich somit Herausforde-
rungen für größere Teile der deutschen Wirtschaft, insbe-

sondere für kleine und mittelständische Unternehmen, 
die den Hauptsitz ihrer Produktion an heimischen Stand-
orten haben. 

Besonders relevant sind US-Förderprogramme, die klar ge-
gen Welthandelsregeln verstoßen sowie Unternehmen mit 
Produktion in Deutschland diskriminieren: Käufer neuer 
Elektroautos erhalten z. B. eine Steuergutschrift von bis zu 
7.500 USD. Bedingung für die Förderung ist die Endmonta-
ge in den USA, Kanada oder Mexiko. Hinzu kommen konti-
nuierlich steigende Lokalisierungspflichten für die in den 
Autos verwendeten Batterierohstoffen, wobei Ausnahmen 
für Länder bestehen, die mit den USA Handelsabkommen 
haben. Die EU hat bisher kein Handelsabkommen mit den 
USA und dort gibt es derzeit keine politischen Mehrheiten, 
Drittstaaten neuen Marktzugang zu geben. Insbesondere 
bei neuen Schlüsseltechnologien wie dem Wachstums-
markt E-Automobilität, aber auch in anderen Bereichen 
können durch den IRA so bedeutende Handelsnachteile 
entstehen und Verlagerungen gerade erst entstehender 
Wertschöpfungsketten erfolgen. 

Zum Vergleich investiert die EU im Allgemeinen und in 
Deutschland im Besonderen ebenfalls viele Milliarden Euro 
in grüne Technologien. Aus dem EU-weiten Wiederaufbau-
fonds „NextGenerationEU“ (NGEU) werden 296 Mrd. Euro in 
Dekarbonisierung investiert. Der wesentliche Unterschied 
zum IRA liegt in den Nutznießern. Das sind beim IRA nur in 
den USA gezielt private, vor Ort ansässige Unternehmen. 
Damit erreichen sie im internationalen Wettbewerb einen 
direkt spürbaren Wettbewerbsvorteil. 

Die US-Lokalisierungspflichten etwa im Automobil- und 
Batteriebereich sind gegenüber Unternehmen mit Pro-
duktion in Deutschland wettbewerbsverzerrend. Da in 
den betroffenen Branchen große Zuliefererstrukturen mit 
vielen Arbeitsplätzen bestehen, können Produktionsver-
lagerungen in die USA bedeutende negative Auswirkun-
gen auf den Industriestandort Deutschland entfalten. 
Während derzeit etwa die deutschen E-Autoexporte in die 
USA stark ansteigen, ist durch den IRA eine perspektivi-
sche Exportdämpfung von Produkten zu erwarten, deren 
Produktion in die USA verlagert wird.

In einer aktuellen Umfrage der Deutsch-Amerikanischen 
Handelskammern (AHK USA) geben 17 Prozent der deut-
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schen Unternehmen in den USA den IRA als einen Grund 
an, ihre Investitionen dort auszuweiten1. Für deutsche 
Unternehmen, die hierzulande produzieren und ihre Wa-
ren in die USA liefern, ergeben sich dadurch also schon 
jetzt Wettbewerbsnachteile. Die USA sind schließlich der 
wichtigste Exportmarkt Deutschlands mit einem jährli-
chen Exportvolumen von 156 Mrd. Euro.

Die EU und USA versuchen seit Jahren gemeinsam, Lü-
cken im Regelwerk der Welthandelsorganisation für In-
dustriesubventionen zu schließen, die durch anhaltende 
wettbewerbsverzerrende Praktiken u.a. Chinas den In-
dustriestandorten in Europa und den USA schaden. Die-
se Bemühungen stört der IRA empfindlich. Es droht ein 
transatlantischer Subventionswettbewerb, aber auch das 
Risiko von Nachahmungseffekten durch andere Staaten, 
mit wettbewerbsverzerrenden Steueranreizen den globa-
len Standortwettbewerb zu verschärfen.

Wie sollte die EU mit den USA verhandeln?

Die EU sollte sich in den USA energisch dafür einsetzen, 
dass europäische Unternehmen bei IRA-Förderungen der 
dortigen Wirtschaft gleichgestellt werden. Die EU-US IRA 
Task Force und ein möglicher Rohstoffclub sind wichtige 
Schritte dazu. 

Da eine IRA-Änderung nicht absehbar ist, liegt der Fokus 
der Verhandlungen auf den Umsetzungsrichtlinien zur 
Implementierung der Steuergutschriften. Diese sollten so 
ausgestaltet werden, dass europäische den nordameri-
kanischen (kanadischen bzw. mexikanischen) Unterneh-
men gleichgestellt sind. 

Auch die Einstufung des Transatlantic Trade and Techno-
logie Councils (TTC) oder des EU-US Zollabkommens aus 
dem Jahr 2020 als Handelsabkommen durch die US-Seite 
für die relevanten IRA-Vorgaben wäre wichtig, um europä-
ische Lieferketten im Batteriebereich nicht zu schädigen. 
Darüber hinaus sollte der TTC globale Zukunftsstandards 
setzen und weitere Handelshemmnisse gemeinsam ab-
bauen. Abgeschwächt werden sollte auch die IRA-Vorgabe, 
dass für Installationsteams, die aus mehr als vier Personen 
bestehen, ein Lehrling in einem amerikanischen Ausbil-
dungsprogramm eingeschrieben sein muss. Hierzu sind 
Umsetzungsrichtlinien nötig, die ausländische Montage-
teams auf „IRA“-Baustellen von den Ausbildungsanforde-
rungen ausnehmen. Sie könnten auch vorsehen, dass der 
Ausbildungsnachweis im Heimatland möglich ist. 

Ein transatlantisches Abkommen über die gegenseitige 
Anerkennung für definierte „Clean Technologies“ wür-
de außerdem für die Unternehmen Bürokratie abbauen 
und den Handel erleichtern. Schließlich sollte sich die EU 
auch dafür einsetzen, dass die USA eine wieder konstruk-
tivere Rolle bei der WTO-Reform einnimmt und die Blo-
ckade des WTO-Berufungsgremiums beendet. 

Wie sollte sich die EU selbst aufstellen?

Der IRA ruft nach einer neuen Wettbewerbsagenda der 
EU. Europa muss seine Hausaufgaben machen, um als 
Wirtschaftsstandort auch zukünftig bestehen zu können. 
Wichtig sind dabei pragmatische Ansätze. um, die politi-
schen Ziele bei der Defossilisierung zusammen mit den 
Unternehmen praktisch umsetzbar zu gestalten. Wettbe-
werbsfähigkeit der Wirtschaft und Wohlstand in Deutsch-
land und Europa gehen Hand in Hand. 

Der international eng vernetzten deutschen Wirtschaft 
würde dabei neuer Protektionismus, wie etwa Lokalisie-
rungspflichten für EU-Subventionen und die Abschottung 
des EU-Beschaffungsmarkts nach US-Vorbild, schaden – 
erst recht angesichts der aktuellen geopolitischen Lage, 
die eine Diversifizierung und Absicherung von Lieferketten 
nötig macht. Stattdessen sollte die EU mit wichtigen Han-
dels- und Rohstoffpartnern wie Mercosur, Indien und In-
donesien Handelsabkommen abschließen, aber auch mit 
Partnern in existierenden Handelsabkommen bei Spitzen-
technologie bzw. Forschung und Entwicklung wie z. B. Ja-
pan enger zusammenarbeiten. Diese Abkommen eröffnen 
neue Marktchancen, verhindern aber auch Exportverbote 
für kritische Rohstoffe, die für die Transformation notwen-
dig sind und erhöhen letztlich die Resilienz unserer Unter-
nehmen und der europäischen Volkswirtschaft.

Es ist höchste Zeit für eine neue Strategie, wie Europa im 
weltweiten Vergleich zu einem innovativen Industries-
tandort werden kann. Wichtig dabei ist, die horizontalen 
Standortfaktoren, wieder in den Fokus zu stellen. Statt 
einer detaillierten Regulierungsagenda, die fortlaufend 
neue Bürokratie und Berichtspflichten sowie Unsicher-
heiten für Investoren schafft, sollten der Bürokratie-
abbau, auch durch eine stärkere Harmonisierung von 
steuerlichen Bemessungsgrundlagen, z.B. bei der Mehr-
wertsteuer, vorangehen und Innovationen in allen Be-
reichen ermöglicht werden. Generell sollte für jede neu 
eingeführte Regulatorik eine alte ersetzt werden (One-in-
one-out-Prinzip) und ein ganzheitlicher regulatorischer 

1 German American Business Outlook 2023: https://ahk-usa.net/gabo
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Ansatz voneinander abweichende und widersprüchliche 
Einzelregulierungen verhindern. Der Zugang zu gut aus-
gebildeten Fachkräften (sowohl durch die Ausbildung von 
Fachkräften vor Ort, aber auch die Erhöhung der Attrak-
tivität von Deutschland für innovative und hochqualifi-
zierte Fachkräfte aus dem Ausland), leistungsfähiger Inf-
rastruktur, erschwinglichem Kapital für private Investoren 
und bezahlbarer Energie muss ebenso gewährleistet wer-
den wie die Möglichkeit zu zukunftsträchtiger Forschung 
und Entwicklung. Der freie Dienstleistungsverkehr muss 
EU-weit vorangebracht werden. Insbesondere die Ent-
sendung von Arbeitnehmern in der EU sollte vereinfacht 
und vereinheitlicht werden. Statt über neue EU-Schulden 
in den globalen Überbietungswettbewerb für Subventio-
nen einzusteigen, sind in Investitionsanreize in der Breite 
durch eine wettbewerbsfähige steuerliche Belastung mit 
modernen Abschreiberegeln zu ermöglichen. Zielgerich-
tet sind Anreize insbesondere im Energie- und Technolo-
giebereich nötig. Ziel in diesem Feld muss es sein, Betrie-
be und Arbeitsplätze in Europa zu halten bzw. aufzubauen 
und die Technologieführerschaft gerade im Zuge der Kli-
mawende bei Transformations- und Zukunftstechnolo-
gien zu gewinnen und auszubauen, z. B. in Deutschland 
beim Know-How bei Elektrolyseuren. In Summe bedarf 
es einer breiten Innovations- und Standortpolitik, die so-
wohl kleine, junge und mittelständische Unternehmen 
als auch größere Unternehmen berücksichtigt.

Wie ist die Antwort der EU-Kommission auf 
den IRA zu bewerten?

Mit dem „Green Deal Industrial Plan for the Net-Zero Age“ 
hat die EU-Kommission einen ersten Plan vorgelegt, wie 
eine europäische Antwort auf den IRA aussehen könnte. 
Ihr Maßnahmenpaket ruht auf vier Säulen: einem bere-
chenbaren und vereinfachten Regelungsumfeld, einem 
schnelleren Zugang zu ausreichenden Finanzmitteln, ver-
besserten Qualifikationen und dem offenen Handel für res-
iliente Lieferketten. Dieser Ansatz unterstreicht, dass mehr 
Finanzmittel alleine nicht reichen, sondern eine umfassen-
de Agenda für Wettbewerbsfähigkeit notwendig ist. 

Der Plan der EU-Kommission enthält jedoch in den meis-
ten Säulen in erster Linie eine Auflistung vieler bereits vor-
her angekündigter Maßnahmen und in geringerem Maße 
neue Ansätze oder Ideen zu deren effektiver Durchset-
zung. Deshalb sollte dieser Plan konkreter und verbind-
licher ausgearbeitet werden, um bestehende Standort-
nachteile wettmachen zu können.

Gleichzeitig sind Maßnahmen der EU-Kommission kri-
tisch zu betrachten, die in Richtung „Managed Trade“ und 

staatliche gelenkte Wirtschaft gehen. Anstelle von staat-
lichen Diversifizierungspflichten, Produktionsvorgaben 
und mehr Bürokratie durch Dokumentations- und Melde-
pflichten, komplexe Tatbestandsvoraussetzungen sowie 
zusätzliche Prüfungen durch Behörden sollten Anreize 
und Ermutigungen für mehr Forschung und Entwicklung, 
Innovation und Produktion für die Unternehmen in Euro-
pa im Fokus stehen.

Der Vorschlag der EU-Kommission, Genehmigungsver-
fahren für Net-Zero Industries durch feste Zeitlimits und 
„One-Stop-Shops“ in der Verwaltung zu beschleunigen, 
ist aus Wirtschaftssicht ein richtiger Ansatz. Allerdings 
sollten Genehmigungsverfahren in allen Wirtschaftsbe-
reichen beschleunigt und vereinfacht werden, nicht nur 
im Bereich der im Net-Zero-Plan adressierten Industri-
en. Von Seiten der Unternehmen wird dies seit Jahren 
gefordert. Während der Pandemie und des russischen 
Angriffskriegs gegen die Ukraine wurden ausgewählte Ge-
nehmigungsverfahren erheblich beschleunigt, das sollte 
die neue Standardgeschwindigkeit sein – auch über „Net-
Zero-Industries“ hinaus. Zudem sollte die Definition der 
Net-Zero Industries alle Branchen umfassen, die bei Er-
halt von Wertschöpfung und Beschäftigung zur Redukti-
on von Schadstoffen beitragen können.

Wichtige Projekte von gemeinsamem europäischem Inte-
resse (IPCEI) können in strategisch relevanten Bereichen 
wie kritischer Infrastruktur eine bedeutende Rolle spielen, 
um auch mit Hilfe staatlicher Förderung Wertschöpfungs-
ketten in der EU aufzubauen, beispielsweise im Bereich 
Wasserstoff. Die Notifizierung von IPCEI dauert jedoch 
gegenwärtig zu lange und bremst Innovationen aus. Es 
ist daher wichtig, wie von der Kommission angekündigt, 
Best Practices für die Ausgestaltung von IPCEI zu identifi-
zieren und sich zwischen Mitgliedstaaten und EU verläss-
lich auf ein gemeinsames Vorgehen für die Notifizierungs-
verfahren zu einigen. Eine Anhebung der Schwellenwerte 
ohne Notifizierung könnte KMU die Teilnahme an IPCEI 
ermöglichen bzw. vereinfachen.

Nach dem „Think-Small-First“-Prinzip der EU dürfen 
strategische Ziele nicht dazu führen, KMU praktisch von 
Vergabeverfahren auszuschließen. Dies gilt auch für die 
öffentliche Auftragsvergabe, die nicht mit zusätzlichen 
Anforderungen überfrachtet werden sollte, weil dies 
KMU benachteiligt. Zusätzliche Nachhaltigkeitsanfor-
derungen sind nach Ansicht der Mehrheit der Unterneh-
men nur dann mit Wirtschaftlichkeit und Wettbewerb 
vereinbar, wenn sie auftragsbezogen sind und vom 
öffentlichen Auftraggeber einfach kontrolliert werden 
können. 
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Zusätzlich notwendige Maßnahmen

In direkter Konkurrenz zu ausländischen Beihilfen und Steu-
ererleichterungen, wie im IRA der USA vorgesehen, kann es 
notwendig sein, vorübergehend ähnliche Programme in 
Europa aufzusetzen. Die Grenze für nachahmende Maß-
nahmen und Ausnahmen von regulären Regeln sollte dort 
sein, wo es innerhalb des Binnenmarkts zu Verzerrungen 
bzw. Fragmentierungen und wo es in den Außenbeziehun-
gen zu Verletzung von WTO-Regeln kommt. Abwerbung von 
Unternehmen oder ineffiziente Förderungen sollten nicht 
stattfinden, denn sie schaffen dauerhafte Abhängigkeiten 
und/oder zementieren Technologien bzw. Produktionsver-
fahren, die im Wettbewerb nicht bestehen können. 

Immer sollte geprüft werden, ob eine Förderung strate-
gischer Sektoren unvermeidlich ist, um Klimaziele zu er-
reichen und dabei die Wettbewerbsfähigkeit zu erhalten 
sowie Abhängigkeiten zu verhindern. Auch ist zu über-
prüfen, ob weniger eingriffsintensive Instrumente ähnlich 
gut wirken und weniger Gefahren der Fehlsteuerung bein-
halten. In jedem Fall sollte die Förderung bei marktreifen 
Technologien überdacht werden.

Gleichzeitig sollten die EU-Mitgliedstaaten zur Stärkung der 
europäischen Wirtschaft eine tiefere Integration des Binnen-
marktes samt nötiger Marktharmonisierung vorantreiben. 
Als Reaktion auf Steuervergünstigungen für Clean Tech Pro-
dukte in anderen Ländern sollte es auch innerhalb der EU 
möglich sein, eigene Steuervorteile insbesondere bei Ab-
schreibungen zu schaffen, um die Abwanderung von Unter-
nehmen zu verhindern. Die Möglichkeit, Investitionen durch 
Steuervorteile anzuregen, ist ein zielgerichtetes Förderins-
trument. Eine offene Formulierung bei diesem Instrument 
gibt den Mitgliedstaaten die Möglichkeit, durch unterschied-
liche Maßnahmen (z.B. Befreiungen oder Änderungen der 
Bemessungsgrundlage) die gewünschte Lenkungswirkung 
zu erzielen. Diese müssen sich jedoch in die Steuersystema-
tik der Länder einfügen und dürfen keine Fehlanreize und 
keine Verzerrungen im Binnenmarkt auslösen. 

Der IRA setzt primär auf Tax credits (Steuergutschriften) 
ggf. versehen mit einem sog. Direct pay-Wahlrecht. Die-
ses besagt, dass der Steuerpflichtige anstelle der steu-
erlichen Anrechnung eine Erstattung verlangen kann. 
Wichtig ist dabei, dass sich steuerliche Maßnahmen in die 
neue Systematik des OECD/IF-Projektes zur Besteuerung 
der digitalisierten Wirtschaft (2 Pillar Model) eingliedert, 
so dass nicht am Ende in anderen Staaten nachbesteu-
ert wird. Im Gegensatz zum IRA sollte jegliche Form von 
europäischen Steuervorteilen außerdem WTO-konform 
ausgestaltet sein. Local Content Anforderungen, also die 

Bedingung, dass Produkte, z. B. beim Kauf eines Elektro-
autos, zu einem hohen Anteil in der EU produziert sein 
müssen, um von den Steuervorteilen profitieren zu kön-
nen, müssen vermieden werden. 

Fazit

Europa sollte seine wirtschaftliche Attraktivität durch 
Bürokratieabbau, Innovationen und enge internationale 
Partnerschaften stärken. Es sollte als bedeutender Bin-
nenmarkt selbstbewusst auftreten und mit Handelsab-
kommen die internationale Arbeitsteilung fördern, statt 
auf Abschottung zu setzen. Wenn diskriminierende Ele-
mente des IRA nicht in Verhandlungen beseitigt werden 
können, sollte die EU zusätzlich zu den notwendigen 
Maßnahmen zur Verbesserung der Standortattraktivität 
auch die Möglichkeit schaffen, mit steuerlichen Anreizen 
reagieren zu können, wenn andernfalls die konkrete Ab-
wanderung von Unternehmen droht. Mit diesem Mix an 
Maßnahmen kann die EU sich selbst fit machen im glo-
balen Wettbewerb um „Clean Tech“ Produkte und andere 
Zukunftstechnologien. Wichtig sind am Ende pragma-
tische Ansätze, die sowohl die USA als Allianzpartner in 
Zeiten des Ukraine-Kriegs als auch Europa stärken. 

Wer wir sind

Unter dem Dach der Deutschen Industrie- und Handels-
kammer (DIHK) haben sich die 79 Industrie- und Handels-
kammern (IHKs) zusammengeschlossen. Unser gemeinsa-
mes Ziel: Beste Bedingungen für erfolgreiches Wirtschaften.

Auf Bundes- und Europaebene setzt sich die DIHK für die 
Interessen der gesamten gewerblichen Wirtschaft gegen-
über Politik, Verwaltung und Öffentlichkeit ein.

Denn mehrere Millionen Unternehmen aus Handel, Indus-
trie und Dienstleistung sind gesetzliche Mitglieder einer 
IHK – vom Kiosk-Besitzer bis zum Dax-Konzern. So sind 
DIHK und IHKs eine Plattform für die vielfältigen Belange 
der Unternehmen. Diese bündeln wir in einem verfassten 
Verfahren auf gesetzlicher Grundlage zu gemeinsamen 
Positionen der Wirtschaft und tragen so zum wirtschafts-
politischen Meinungsbildungsprozess bei.

Darüber hinaus koordiniert die DIHK das Netzwerk der 
150 Auslandshandelskammern, Delegationen und Reprä-
sentanzen der Deutschen Wirtschaft in 93 Ländern.


